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E N T S C H L I E S S U N G

Die Landesregierung wird beauftragt, die Bundesregierung im Sinne der Antragsbegründung aufzu­

fordern, dass die Verhandlungen über eine Änderung des Privatschulgesetzes rasch und mit dem Ziel 

einer gesetzlichen Angleichung von nichtkonfessionellen an konfessionelle Privatschulen bei der Fi­

nanzierung der Gehaltskosten des pädagogischen Personals weitergeführt werden. Dabei soll auch 

die besondere Situation der Pädagoglnnen mit einer alternativpädagogischen Ausbildung berücksich­

tigt und in diesem Punkt Rechtssicherheit geschaffen werden.

Es wird beurkundet, dass der Tiroler Landtag diese Ent­
schließung in seiner Sitzung vom 7. November 2013 mit 
der verfassungsmäßigen Mehrheit beschlossen hat.
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anzustreben, die Gleichstellung von Schulen in freier Trägerschaft gesetzlich zu 

verankern.

Deshalb sollten Schulen in freier Trägerschaft ebenso wie jene in konfessioneller 

Trägerschaft einen Anspruch auf Bezahlung ihrer LehrerInnen aus Mitteln der 

öffentlichen Hand haben, sofern diese auf Basis eines anerkannten 

Schulorganisationsstatutes und Lehrplanes arbeiten. Die dazu derzeit auf 

Bundesebene geführten Gespräche und Verhandlungen sollten daher rasch 

weitergeführt werden. 

Die Gefertigten stellen daher den 

A n t r a g : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

„Die Landesregierung wird ersucht, die Bundesregierung sowie die im Nationalrat 

vertretenen Parteien im Sinne der Antragsbegründung aufzufordern, dass die 

Verhandlungen über eine Änderung des Privatschulgesetzes hinsichtlich einer 

Gleichstellung von Privatschulen in freier Trägerschaft mit konfessionellen 

Privatschulen bei der Abdeckung der Lehrergehaltskosten rasch weitergeführt 

werden.“

Beschluss des Tiroler Landtages, 2013:

Beschluss des Niederösterreichischen Landtages, 2013:

Expertenbericht der Bildungsreformkommission, März 2015


